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Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
 
für das Jahr 2018 werden sich eine 
Menge Änderungen ergeben. Die 
Weiterbildungsverpflichtung für 
Makler und Immobilienverwalter, 
die Pflichtversicherung und die 
Datenschutzgrundverordnung 
(DSGV) schimmern schon am 
Horizont.  
 
Auch der Bundesgerichthof sorgt 
dafür, dass es den Marktteilneh-
mern rund um die Immobilie nicht 
langweilig wird. Große praktische 
Relevanz hat die mietrechtliche 
Entscheidung, wonach der Vermie-
ter dem Mieter bei Sachbeschädi-
gungen keine Nachfrist zur Man-
gelbeseitigung setzen muss, son-
dern sofort Schadensersatz in Geld 
verlangen kann. Empfehlenswert ist 
auch die Lektüre der gewerberecht-

lichen Entscheidung zum Ver-
mieterpfandrecht, weil sie noch-
mals die Anforderungen und 
Grenzen des Rechtsinstituts praxis-
nah Revue passieren lässt.  Beson-
dere Beachtung verdient auch die 
Entscheidung des BGH zur Haftung 
des WEG-Verwalters. Bis dato galt 
der Grundsatz, dass der Verwalter 
ein für die WEG erstrittenes Urteil 
auch ohne Weiteres im Wege der 
Vollstreckung durchsetzen kann. 
Hierzu formuliert der BGH nun 
zumindest für die Immobiliarvoll-
streckung teilweise Ausnahmen. Es 
ist aber auch ersichtlich, dass man 
die Ausnahmen im Verwalterver-
trag wieder ausschalten kann. Eine 
Nachbesserung der Verwalterver-
träge, ggf. zu den anstehenden 

ordentlichen Eigentümerversamm-
lungen erscheint daher ratsam. 
 
Noch bei der Fischentagung 2017 
wurde über weitere Anforderungen 
der WEG-Abrechnung in Bezug auf 
den Vermögensstatus von einzel-
nen Fachreferenten sinniert. Diese 
Überlegungen sind zum Glück nach 
dem BGH-Urteil vom 27.10.2018 als 
obsolet einzustufen. Ausnahmswei-
se geht es auch einmal einfacher als 
vielfach gedacht. 
 
Wir sind sicher, Sie finden noch 
mehr interessante Neuerungen in 
dieser Ausgabe. Wir wünschen 
Ihnen daher wie immer eine inte-
ressante Lektüre. 
 
 

 
 
 

 
Kurze Meldungen 
 
Mieter kann Zustimmung zur 
Mieterhöhung auch konkludent 
erteilen 
 
Nach einem Beschluss des BGH 
vom 30.1.2018 muss der Mieter 
innerhalb der Zustimmungsfrist von 
§ 558 b Abs. 1 BGB  nicht ausdrück-
lich seine Zustimmung erklären. 
Vielmehr wäre es auch genügend, 
wenn er seine Zustimmung konklu-
dent erteilt, etwa durch dreimalige 
Bezahlung der erhöhten Miete; in 
diesem Sinne entschied der BGH 
bereits mit Urteil vom 29.6.2005, 
VIII ZR 182/04, VIII ZB 74/16.  
 
Konkludenter Widerspruch zur 
Vertragsverlängerung nach § 545 
BGB 
 
Der Widerspruch zur stillschwei-
genden Verlängerung des gekün-
digten Mietverhältnisses kann nach 
einem Urteil des BGH vom 

24.1.2018 auch konkludent erfol-
gen. Im zugrunde liegenden Fall lies 
der Gewerberaummietsenat die 
Aufforderung zur umgehenden 
Räumung im Kündigungsschreiben 
für diesen Widerspruch genügen.  
 
Der BGH bestätigte zudem seine 
Rechtsprechung, wonach auf die 
Nutzungsausfallentschädigung nach 
§ 546a BGB keine Umsatzsteuer 
entfällt. Diese entstehe nicht, weil 
keine Miete, sondern Schadenser-
satz geleistet werde. Auf Schadens-
ersatz entfällt keine Umsatzsteuer, 
XII ZR 120/16. 
 
Kappungsgrenze für Leipzig auf 
15 % reduziert.  
 
Gemäß § 558 Abs. 3 BGB können 
die Landesregierungen in ange-
spannten Wohnungsmärkten die 
bundesgesetzlich dort vorgesehene 
Kappungsgrenze von 20 auf 15 % 

reduzieren. Von dieser Möglichkeit 
hat der Freistaat Sachsen nun auch 
für Leipzig Gebrauch gemacht. Am 
18.2.2018 trat die Kappungs-
grenzenverordnung des Freistaates 
Sachsen in Kraft. Gleichwohl der 
Bundesgesetzgeber eine Laufzeit 
von 5 Jahren zulässt, hat Sachsen 
die Verordnung bis zum  30.6.2020 
befristet. 
 
Bauteilöffnung ist Sache des 
Klägers 
 
Das OLG Schleswig vertrat in 
seinem Urteil vom 24.11.2017 die 
Auffassung, dass Bauteilöffnungen 
im Rahmen der Beweiserhebung  
weder vom Gericht anzuordnen 
sind, noch der Gerichtsgutachter zu 
veranlassen habe. Es gelte der 
Beibringungsgrundsatz. Der Beweis-
führer müsse daher die Bauteilöff-
nung zu organisieren, 1 U 49/15. 
Revision wurde eingelegt.  

Es grüßt herzlich  
Ihr Anwalt 

 
Heinz G. Schultze 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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Immobilienrecht 
  

Verschuldensunabhängige Haftung für Brandstiftung 
 

 
 
Die Hauseigentümer beauftrag-
ten einen Dachdecker mit Aus-
besserungsarbeiten an ihrem 
Flachdach. Dieser führte im 
Dezember 2011 Reparaturarbei-
ten durch, indem er mit Hilfe 
eines Brenners Heißklebearbei-
ten am Dach vornahm. Erst am 
Abend bemerkten die Eigentü-
mer, dass sich am Dach Glutnes-
ter gebildet hatten. Der zur Hilfe 
gerufenen Feuerwehr gelang es 
nicht, die Ausbreitung des 
Feuers zu verhindern. Das Haus 
konnte nicht gerettet werden; 
es brannte vollständig nieder. 
Durch den Brand und durch die 
Löscharbeiten kam es auch zu 
einer Beschädigung des benach-
barten Hauses. Der Sachschaden 
belief sich beim Nachbarn auf 
rund 97.000 €. Dessen Versiche-
rung leistete Entschädigung und 
verlangte nun Ersatz nach über-
gegangenem Recht (§ 86 Abs. 1 
VVG) vom Dachdecker, der den 
Schaden schuldhaft verursacht 
hatte. Dieser meldete daraufhin 
Insolvenz an. 
 

Die Versicherung des Nachbar-
hauses verlangte nachfolgend 
von den Hauseigentümern des 
Flachdachbaus Ersatz der Repa-
raturaufwendungen. Als diese 
sich verweigerten, klagte die 
Versicherung vor dem Landge-
richt Magdeburg. Dort wurde 
die Klage abgewiesen. Auch die 
Berufung hatte keinen Erfolg. 
Das OLG Naumburg vertrat die 
Auffassung, dass eine Haftung 
aus Delikt ausscheide, weil der 
Dachdecker sorgfältig ausge-
wählt worden sei. Ein verschul-
densunabhängiger Ausgleichs-
anspruch nach § 906 Abs. 2 Satz 
2 BGB sei ebenfalls nicht gege-
ben. Die Hauseigentümer seien 
aus demselben Grund auch 
nicht Störer im Sinne von § 1004 
BGB. 
 
Der BGH kassierte die Entschei-
dungen mit Urteil 9.2.2018. Ein 
nachbarrechtlicher Ausgleichs-
anspruch sei gegeben. Vom 
Grundstück der Beklagten ging 
im Rahmen ihrer privatwirt-
schaftlichen Benutzung recht-
widrige Einwirkungen auf das 
Nachbargrundstück aus, wobei 
der Nachbar diese Einwirkungen 
zwar nicht dulden müsse, aber 
sie auch nicht unterbinden 
könne. Ein Ausgleichsanspruch 
nach § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB 
analog sei daher gegeben, wenn 
der Nachbar auch als Störer im 
Sinne von § 1004 BGB zu qualifi-

zieren sei. Das sei der Fall, wenn 
die unzumutbare Beeinträchti-
gung wenigstens mittelbar auf 
seinem Willen zurück zu führen 
sei. Hierfür genüge es vorlie-
gend, dass der Dachdecker im 
Auftrag der Grundstückseigen-
tümer gehandelt habe. Auf die 
sorgfältige Auswahl komme es 
mithin nicht an. Mit diesen 
rechtlichen Ausführungen 
verwies der fünfte Zivilsenat den 
Rechtsstreit zurück an das OLG 
Naumburg, weil die Höhe des 
Schadens gerichtlich noch nicht 
vollständig aufgeklärt war (V ZR 
311/16). 
 
Anmerkungen: Der BGH hat 
einen nachbarrechtlichen Aus-
gleichsanspruch auch zwischen 
Sondereigentümern einer WEG 
bejaht (BGH-Urteil vom 
25.10.2013, V ZR 230/12 – ZIV 
2013, 88), zwischen der WEG 
und einem Sondereigentümer 
verneint (BGH-Urteil vom 
21.5.2010, V ZR 10/10 – ZIV 
2010, 56) und zwischen Mietern 
desselben Globaleigentümers 
gleichermaßen verneint (BGH-
Urteil vom 12.12.2003, V ZR 
180/03). Sofern die Nachbarn 
eine Haus- und Grundbesitzer-
haftpflichtversicherung abge-
schlossen hatten, wird diese die 
Aufwendungen der Feuerversi-
cherung am Ende zu tragen 
haben.

 
 

Wenn der Nachbar die fehlenden Äpfel am Baum einklagt… 
 
...kann er auch mit diesem 
Antrag bis zum Bundesgerichts-
hof kommen. So geschehen in 

einem nachbarlichen Streitfall, 
der in Chemnitz seinen Anfang 
nahm. Der Beklagte hatte 

rechtswidrig Bäume direkt an 
der Grundstücksgrenze errich-
tet. Die Entfernung oder Kür-

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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zung der Bäume nach § 14 des 
Sächsischen Nachbarrechtsge-
setz konnten die Kläger nicht 
mehr fordern, weil sie die fünf-
jährige Frist von § 15 SächsNRG 
ungenutzt hatten verstreichen 
lassen. 
 
Sie ärgerten sich gleichwohl 
über die Einwirkungen auf ihr 
Grundstück, die von den grenz-
nahen Bäumen ausgingen. 
Angeblich fielen erhebliche 
Mengen an Laub über die Gren-
ze, so dass es zu einem Mehr-
aufwand bei der Dachrinnenrei-
nigung ihres Hauses kam. Wei-
tere Einschränkungen ergäben 
sich durch sonstigen Reini-
gungsaufwand beim eigenen 
Grundstück, um das abgefallene 
Laub sowie herum liegende 
Nadeln, Blüten und Zapfen zu 
entfernen. Auch zeigte sich eine 
zunehmende Vermoosung des 
Daches und aufgrund der Ver-
schattung des Grundstücks 
könnten Teile hiervon nicht 
mehr zum Obst- und Gemüse-
anbau genutzt werden. 
 
Die Kläger forderten von ihrem 
beklagten Nachbarn daher u.a. 
rund 2.500 € Schadensersatz für 
den zusätzlichen Aufwand das 
eigene Anwesen von den Bioab-
fällen sauber zu halten und 
daneben knapp 500 € Ersatz für 
die Mehrkosten zum Ankauf von 
Obst und Gemüse, weil die 
ausreichende Möglichkeit fehle, 
das Grundstück agrarisch zu 
nutzen.  
 
Das Landgericht wies die Klage 
ab. Die Berufung zum Oberlan-
desgericht Dresden hatte keinen 
Erfolg. Mit der Revision gelang 
den Klägern beim BGH ein 
Teilerfolg im Urteil vom 
27.10.2017. 
 

Nach ständiger Rechtsprechung 
des BGH, so der V. Zivilsenat in 
seinen Urteilsgründen, könne es 
unter bestimmten Vorausset-
zungen einen nachbarrechtli-
chen Ausgleichsanspruch nach § 
906 Abs. 2 Satz 2 BGB geben. 
Das wäre der Fall, wenn von 
einem Grundstück im Rahmen 
privatwirtschaftlicher Benutzung 
rechtswidrige Einwirkungen auf 
ein anderes Grundstück ausgin-
gen, die der Eigentümer oder 
Besitzer des betroffenen Grund-
stücks einerseits nicht dulden, 
andererseits aber auch nicht 
nach § 1004 Abs. 1 BGB bzw. 
§ 862 BGB unterbinden könne 
und er hierdurch Nachteile 
erleide, die das zumutbare Maß 
einer entschädigungslos hinzu-
nehmenden Beeinträchtigung 
überstiegen (BGH-Urteil vom 
14.11.2003, V ZR 102/03, BGH-
Urteil vom 18.12.2015, V ZR 
55/15 – ZIV 2016, 21). 
 
Im gegebenen Sachverhalt 
könnten die Eigentümer den 
Abfall von Laub und ähnlichen 
Biomaterial nicht unterbinden, 
da die Fristen des Nachbarrechts 
hierzu verstrichen sei. Die Über-
legung des Berufungsgerichts, 
dass hieran auch der Aus-
gleichsanspruch nach § 906 BGB 
scheitere, sei nicht zu überzeu-
gend. Wer durch Laubabfälle 
von Bäumen des Nachbarn 
beeinträchtigt würde, könne 
einen Ausgleich in Geld auch 
dann verlangen, wenn die 
Bäume die Grenzabstände 
einhielten und es aus diesem 
Grund keinen Anspruch auf 
Kürzung oder Entfernung der 
Bäume gäbe. Warum dies bei 
Einwirkung von Bäumen, die 
den Grenzabstand verletzten 
anders sein soll, würde sich 
nicht erschließen. In beiden 
Fällen sei der Nachbar aus 

Rechtsgründen gehindert, den 
ihm eigentlich zustehenden 
Anspruch auf Beseitigung der 
Störung seines Eigentums nach 
§ 1004 BGB geltend zu machen. 
 
Soweit die Kläger Ersatz für die 
Mehraufwendungen beim Kauf 
von Obst und Gemüse forder-
ten, bestehe ein solcher An-
spruch nicht. Während das 
Abfallen von Laub, Nadeln, 
Blüten und Zapfen von Sträu-
chern und Bäumen zu den 
„ähnlichen Einwirkungen“ im 
Sinne des § 906 Abs. 1 Satz 1 
BGB gehörten (BGH-Urteil vom 
14.11.2003, V ZR 102/03), stelle 
der Entzug von Luft und Licht 
(„Verschattung“) auf dem Nach-
bargrundstück keine derartige 
Einwirkung dar (BGH-Urteil vom 
10.7.2015, V ZR 229/14 – ZIV 
2015, 42). 
 
Hinsichtlich der weitergehend 
geltend gemachten Kosten zur 
Reinigung des Anwesens konnte 
der BGH den Streitfall nicht 
abschließend entscheiden und 
verwies daher den Rechtsstreit 
mit rechtlichen Anmerkungen 
an das Berufungsgericht zurück.  
 
Der Ausgleichsanspruch nach 
§ 906 Abs. 2 Satz 2 BGB bestün-
de, wenn der Nachbar für den 
Laubabwurf verantwortlich sei. 
Dies sei zu bejahen, weil er die 
Bäume unter Verletzung der 
einschlägigen landesrechtlichen 
Bestimmungen über den Grenz-
abstand unterhalte. Das Beru-
fungsgericht müsse zur Tatbe-
standsausfüllung aber auch 
noch klären, ob es sich bei dem 
Laubabwurf um eine wesentli-
che Beeinträchtigung im Sinne 
von § 906 Abs. 1 BGB handele. 
Eine wesentliche Beeinträchti-
gung läge vor, wenn die Dach-
rinnen und die Abläufe am Haus
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 der Kläger häufiger als sonst 
notwendig, gereinigt werden 
müssten. Auch müsste das 
Berufungsgericht noch klären, 
ob die entstehenden Nachteile 
über das zumutbare Maß einer 

entschädigungslos hinzuneh-
menden Beeinträchtigung 
hinaus gingen. Schließlich sei 
ggf. noch zu klären, ob das 
Naturschutzrecht im konkreten 
Fall dem Störer verbiete, die 

Störung zu beseitigen. Auch in 
diesem Fall könne es keinen 
gesetzlichen Ausgleichsanspruch 
geben (V ZR 8/17). 

 
 

Neuer Streit am Maschendrahtzaun 
 
Die Streitparteien sind Eigentü-
mer benachbarter Grundstücke. 
Die Grundstücke trennte ein 
schon etwas maroder Maschen-
drahtzaun mit einer Höhe von 
65 cm bis gut einem Meter. Der 
Zaun stand nicht genau auf der 
Grenze, sondern schnitt die 
Grundstücksgrenze an einer 
Stelle.  
 
Eines Tages war diese Grund-
stückstrennung einem Mieter 
des einen Grundstücks nicht 
genug. Er installierte dahinter 
auf seinem Grundstück einen 
Holzflechtzaun mit einer Höhe 
von 1,80 Meter. Das war dem 
anderen Nachbarn wiederum zu 
viel. Er forderte seinen Nach-
barn auf, den Holzflechtzaun zu 
demontieren. Als dieser sich 
weigerte, verklagte der eine 
Eigentümer den anderen. Auch 
dieser Rechtsstreit wurde bis 
zum höchsten deutschen Zivil-
gericht durchgefochten. Wäh-
rend die Klage erstinstanzlich 
Erfolg hatte, wurde diese vom 
Berufungsgericht unter Aufhe-
bung des erstinstanzlichen 
Urteils abgewiesen. Das Beru-
fungsgericht vertrat die Auffas-
sung, dass es keinen Beseiti-
gungsanspruch des Klägers 
gäbe. 
 
Der BGH sah dies im Urteil vom 
20.10.2017 anders. Noch rechts-
fehlerfrei habe das Berufungs-
gericht angenommen, dass es 
sich bei dem Maschendrahtzaun 

um eine Grenzeinrichtung im 
Sinne von § 921 BGB handele. 
Eine Grenzeinrichtung in diesem 
Sinne läge vor, wenn die Anlage 
– nicht notwendig in der Mitte – 
von der Grenzlinie geschnitten 
und beiden Grundstücken diene, 
auf denen sie errichtet sei (BGH-
Urteil vom 17.1.2014, V ZR 
292/12, BGH-Urteil vom 
15.10.1999, BGHZ 143, 1). 
Erforderlich sei ferner, dass 
beide Nachbarn der Errichtung 
der gemeinsamen Grenzanlage 
zugestimmt hatten, wobei die 
Rechtsnachfolger an die Zu-
stimmung der vormaligen Nach-
barn gebunden seien. Diese 
Voraussetzungen lägen vor.  
 
Nach § 922 Satz 3 BGB dürfe ein 
Eigentümer eine Grenzeinrich-
tung nicht ohne Zustimmung 
seines Nachbarn verändern. 
Hätten sich Nachbarn für eine 
bestimmte Grenzeinrichtung – 
ausdrücklich oder stillschwei-
gend – entschieden, so könne 
jeder Nachbar die Erhaltung der 
Grenzanlage auch in ihrer äuße-
ren Beschaffenheit und in ihrem 
Erscheinungsbild verlangen. 
Würde sie in ihrem Erschei-
nungsbild etwa durch einen 
daneben errichteten Holzzaun 
wesentlich beeinträchtigt, 
könne der Nachbar nach § 922 
Satz 3, § 1004 BGB dessen 
Beseitigung verlangen (BGH-
Urteil vom 23.11.1984, NJW 
1985, 1458). 
 

Vorliegend bestehe daher ein 
Anspruch auf Beseitigung des 
Holzflechtzauns. Der Maschen-
drahtzaun sei eine verhältnis-
mäßig unauffällige Art der 
Markierung der Grundstücks-
grenze, die nun durch den 
1,80 m hohen Zaun eine mar-
kante Veränderung erfahren 
habe. Auch wenn der Holzzaun 
durch den Mieter des Grund-
stückseigentümers errichtet 
worden sei, bleibe es bei dessen 
Störerhaftung. Handlungsstörer 
im Sinne von § 1004 Abs. 1 BGB 
sei auch derjenige, der die 
Beeinträchtigung durch einen 
anderen in adäquater Weise 
durch seine Willensbetätigung 
verursacht habe und in der Lage 
sei, die unmittelbar auftretende 
Störung zu verhindern (BGH-
Urteil vom 16.5.2014, V ZR 
131/13 - ZIV 2014, 45). Der 
Vermieter könne daher für die 
störenden Handlungen seines 
Mieters nach § 1004 BGB ver-
antwortlich gemacht werden. 
Voraussetzung sei, dass er dem 
Mieter den Gebrauch seiner 
Mietsache mit der Erlaubnis der 
betreffenden Handlung überlas-
sen habe oder er es unterlassen 
habe, den Mieter von dem 
störenden Gebrauch der Miet-
sache abzuhalten (BGH-Urteil 
vom 27.1.2006, V ZR 26/05 – ZIV 
2006, 29). Diese Voraussetzun-
gen lägen nach den Feststellun-
gen des Berufungsgerichts vor, 
V ZR 42/17. 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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Mietrecht 
 

Umfassende Auskunftsverpflichtung des Vermieters für Werte der Bk-Abrechnung 
 

 
 
Die Vermieterin forderte für die 
Jahre 2013 und 2014 eine Be-
triebskostennachzahlung in 
Summe von über 5.000 € von 
ihren Mietern. Die hohe Nach-
zahlung war vor allem den 
exorbitanten Heizkosten von 
rund 3.500 bzw. 3.800 € für die 
94 m² große Wohnung geschul-
det. Die Mieter beanstandeten 
die Abrechnungswerte als nicht 
plausibel und bestritten diese 
Höhe des Verbrauchs. Sie for-
derten daher von der Vermiete-
rin die Einsichtnahme in die 
Ablesewerte der übrigen Nutzer 
im Haus, was diese verweigerte. 
Stattdessen verklagte die Ver-
mieterin ihre Mieter auf Bezah-
lung des sich aus den Abrech-
nungen ergebenden Nachzah-

lungssaldos. Die Vermieterin 
setzte sich mit ihrer Zahlungs-
klage beim Amtsgericht Bens-
heim und Landgericht Darm-
stadt durch. Das Berufungsge-
richt führte aus, dass die Mieter 
auch in Ansehung einer außer-
gewöhnlich hohen Nachforde-
rung darzulegen hätten, dass die 
Forderung in dieser Höhe nicht 
berechtigt sei. Es sei zudem 
nicht nachvollziehbar, welche 
Vorteile die Mieter aus der 
Einsichtnahme der Belege der 
anderen im Haus befindlichen 
Mietwohnungen für sich erwar-
ten würden. 
 
Die Revision gegen das Beru-
fungsurteil hatte Erfolg. Der 
Bundesgerichtshof erläuterte in 
seinem Urteil vom 7.2.2018, 
dass das Berufungsgericht die 
Beweislastverteilung der Pro-
zessparteien verkannt habe. Die 
Darlegungslast für die erhobene 
Nachzahlungsforderung liege 
bei der klagenden Vermieterin. 
An ihr sei es, die richtige Erfas-
sung, Zusammenstellung und 
Verteilung der angefallenen 
Betriebskosten auf die einzelnen 

Mieter darzutun. Es sei daher 
gerade nicht Sache der Mieter 
gewesen, „objektiv nachvoll-
ziehbare Anhaltspunkte“ wie 
z.B. Leitungsverluste vorzutra-
gen, aus denen sich eine Unrich-
tigkeit der Ihnen in Rechnung 
gestellten Verbrauchswerte 
ergäbe. Insbesondere sei es 
verfehlt gewesen, den Einwand 
für unerheblich zu halten, wo-
nach den Mietern eine Überprü-
fung der Abrechnung an Hand 
der Ablesewerte von der Ver-
mieterin verweigert wurde. 
Vielmehr hätten die Mieter ein 
Einsichtsrecht zur Überprüfung 
der Plausibilität der von der 
Vermieterin erstellten Abrech-
nung. Solange, wie die Vermie-
terin die Einsichtnahme in diese 
Belege zu Unrecht verweigere, 
bestünde auch keine Verpflich-
tung der Mieter, die Betriebs-
kostennachzahlung zu leisten.  
 
Der Mietrechtssenat wies die 
Klage unter Aufhebung der 
Vorinstanzen als derzeit unbe-
gründet ab (VIII ZR 189/17).

 
 

Rückabwicklung zu viel gezahlter Miete durch Jobcenter 
 
Wenn eine Person eine Geldleis-
tung ohne Rechtsgrund erhalten 
hat, kann der Bezahler vom 
Zahlungsempfänger die Rück-
zahlung verlangen, weil dieser 
„ungerechtfertigt bereichert“ 
ist, § 812 BGB. Häufig findet 
diese Form der Rückabwicklung 
von Zahlungen statt, wenn ein 
Rechtsverhältnis sich, z.B. infol-
ge einer wirksamen Anfechtung 

als nichtig herausstellt oder 
wenn schlicht Fehler bei der 
Überweisung stattfanden. Im 
Dreipersonenverhältnis wird 
diese Rückabwicklung mitunter 
kompliziert. Dann streiten sich 
die beteiligten Personen häufig 
darum, wer wem etwas zurück 
bezahlen muss. 
 

Einen solchen Sachverhalt hatte 
der BGH im Urteil 31.1.2018 zu 
entwirren. Die Mieter erhielten 
vom Jobcenter Miete zur Verfü-
gung gestellt. Irgendwann baten 
sie das Jobcenter die Miete 
direkt an die Vermieter zu 
bezahlen, was auch geschah. Die 
Mieter suchten sich eine neue 
Wohnung. Kurz vor Mietbeginn 
teilten sie dem Jobcenter mit, 
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dass die Miete künftig an den 
neuen Vermieter zu bezahlen 
sei. Diese Information verarbei-
tete die Behörde aber nicht 
rechtzeitig, so dass sie nochmals 
eine Mietzahlung zur Überwei-
sung brachte. Als die Panne 
auffiel, forderte sie die über-
schüssig gezahlte Miete von den 
Vermietern zurück. 
 
Die Vermieter verweigerten die 
Rückzahlung. Sie vertraten die 
Auffassung, dass allenfalls die 
Mieter Rückzahlung verlangen 
könnten und diese dann an das 
Jobcenter zurückbezahlen 
müssten. Die Miete käme näm-
lich von den Mietern; woher 
diese die Miete erhielten sei 
unerheblich. Sie hätten nur die 
Zahlungsflüsse abgekürzt. Das 
Jobcenter verklagte daraufhin 
die Vermieter auf Rückzahlung 
der Augustmiete. Das Amtsge-
richt Rendsburg wies die Klage 

des Jobcenters ab und bestätig-
te die Rechtsansicht der Vermie-
ter. Die Berufung des Jobcenters 
zum Landgericht Kiel hatte 
Erfolg. Die Vermieter wurden 
zur Rückzahlung der 860 € Miete 
verurteilt. Mit der zugelassenen 
Revision stellten die Vermieter 
die Rechtsansicht der Kieler 
Richter zur Überprüfung.  
 
Ohne Erfolg, wie sich zeigen 
sollte. Der Bundesgerichtshof 
führte im Urteil vom 31.1.2018 
aus, dass vorliegend eine soge-
nannte Leistungskondiktion 
(§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB) 
nicht gegeben sei. Bei der Leis-
tungskondiktion müsse die 
Rückzahlung entlang der Leis-
tungskette (Jobcenter-Mieter-
Vermieter) rückabgewickelt 
werden, unabhängig davon, wie 
und ob die Zahlungsflüsse 
abgekürzt wurden.  
 

Vorliegend wäre die vielmehr 
die Nichtleistungskondiktion 
(§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 BGB) 
einschlägig. Die Mieter hätten 
ihren Antrag auf Bezahlung der 
Mieter beim Jobcenter vor der 
Überweisung der streitgegen-
ständlichen Miete zurückgezo-
gen. Auch die Vermieter wuss-
ten beim Geldeingang der 
letzten Zahlung, dass ihnen das 
Geld nicht zustehen könne, weil 
das Mietverhältnis bereits 
beendet war. Im Falle der Nicht-
leistungskondiktion seien die 
Vermieter nicht durch eine 
„Leistung“, sondern in sonstiger 
Weise bereichert. Für diesen Fall 
ordne das Gesetz an, dass der 
Bereicherte demjenigen das 
Geld zu erstatten habe, auf 
dessen Kosten die Geldleistung 
erfolgt sei. Dies sei das Jobcen-
ter, so dass der Revision der 
Vermieter der Erfolg zu versa-
gen war (VIII ZR 39/17). 

 
 

Zum Eintritt in den Mietvertrag nach dem Tod des Mieters 
 
Der BGH musste sich im Urteil 
vom 31.1.2018 mit einer immer 
wieder für den Vermieter 
schwierigen Situation des Able-
bens eines Mieters auseinander 
setzen. Der Gesetzgeber ordnet 
in § 563 BGB an, dass beim Tod 
eines Mieters der im gemeinsa-
men Hausstand lebende Ehegat-
te oder Lebenspartner in den 
Mietvertrag eintritt. Gibt es im 
Haushalt auch Kinder, treten 
diese nur dann nicht in den 
Mietvertrag ein, wenn es einen 
eintretenden Ehegatten gibt. 
 
Im zugrundeliegenden Fall 
hinterließ die Mieterin ihre 
Tochter und ihren Lebens-
partner. Die Tochter zog an-
schließend aus und der verblie-
bene Lebensgefährte teilte dem 

Vermieter mit, dass er in das 
Mietverhältnis eingetreten sei. 
Der Vermieter zeigte sich damit 
nicht einverstanden und kündig-
te mit Schreiben vom 26.6.2015 
dem Lebenspartner den Miet-
vertrag außerordentlich mit 
gesetzlicher Frist nach § 563 
Abs. 4 BGB. Zur Begründung 
führte der Vermieter aus, dass 
der verbliebene Lebenspartner 
angesichts seiner beruflichen 
Situation nicht in der Lage sein 
würde, die Miete allein zu 
bezahlen. Eine Fortsetzung sei 
ihm als Vermieter daher nicht 
zuzumuten. 
 
Der Lebenspartner widersprach 
der Kündigung mit Anwalts-
schreiben forderte im Gegenzug 
den Vermieter auf, einer Unter-

vermietung zuzustimmen. Ein 
Arbeitskollege könnte in die 
Wohnung mit einziehen und 
würde sich an der Mietzahlung 
beteiligen. Der Vermieter ver-
weigerte die Untervermietungs-
erlaubnis. Der Mieter klagte 
daher auf Zustimmung. Der 
Vermieter erhob Widerklage auf 
Räumung der Wohnung. 
 
Das Amtsgericht Nürtingen wies 
die Klage des Mieters ab und 
gab der Widerklage des Vermie-
ters statt. Der Mieter legte 
Berufung zum Landgericht 
Stuttgart ein und unterlag 
abermals. Die Revision wurde 
erst durch Nichtzulassungsbe-
schwerde zum BGH zugelassen. 
Im Urteil vom 31.1.2018 hob der 
BGH die Vorinstanzen auf und 
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verwies den Rechtsstreit zurück 
an eine andere Kammer des 
Landgerichts. 
 
Der Mietrechtssenat begründe-
te seine 30 Seiten umfassende 
Entscheidung mit der unzu-
reichenden Sachprüfung des 
Berufungsgerichts. Eine drohen-
de finanzielle Leistungsunfähig-
keit eines nach dem Tod des 
Mieters neu eintretenden Mie-
ters könne grundsätzlich eine 
außerordentliche Kündigung 
nach § 563 Abs. 4 BGB rechtfer-
tigen. In dieser Konstellation 
könne sich der Vermieter seinen 
(neuen) Mieter nicht selbst 
aussuchen. Es sei ihm bei einer 
finanziellen Gefahrenlage nicht 
zuzumuten, abzuwarten, ob sich 
das Risiko verwirkliche und er 
wegen Zahlungsverzuges zur 
außerordentlichen Kündigung 
greifen müsse. 
 
Das Berufungsgericht habe 
indessen zu geringe Anforde-
rungen an das Vorliegen eines 
wichtigen Grundes gestellt und 
die getroffene Prognoseent-
scheidung zur wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Lebens-
partners nicht auf belastbare 
Tatsachen, sondern auf bloße 
Mutmaßungen gestützt. Das 
Landgericht habe lediglich ein – 
in der der Höhe nicht einmal 
festgestelltes – Arbeitseinkom-
men für eine gefährlich gering 
erscheinende finanzielle Leis-
tungsfähigkeit ausreichen las-
sen. Diese mangelnde Leistungs-
fähigkeit habe das Gericht 
letztlich für das Vorliegen eines 
Kündigungsgrundes nach § 563 

Abs. 4 als allein maßgebliches 
Merkmal der Unzumutbarkeit 
der Fortsetzung des Mietver-
hältnisses genügen lassen. 
Damit habe es die drohende 
finanzielle Leistungsfähigkeit mit 
einer Untragbarkeit der Fortset-
zung des Mietverhältnisses in 
unzulässiger Weise gleich ge-
setzt. 
 
Das Berufungsgericht habe 
zudem nicht geprüft, ob die 
Tochter möglicherweise als 
weitere Mietschuldnerin in 
Betracht gekommen wäre, 
deren Mieterstellung eine 
andere wirtschaftliche Beurtei-
lung notwendig gemacht hätte. 
Nach der gesetzlichen Regelung 
war die Tochter als gleichrangig 
Berechtigte in das Mietverhält-
nis eingetreten. Der Eintritt 
gelte dann nicht als erfolgt, 
wenn sie rechtzeitig vor Eintritt 
der Monatsfrist erklärt hätte, 
dass sie das Mietverhältnis der 
Mutter nicht fortsetzen wolle 
(§ 563 Abs. 3 Satz 3 BGB). Hierzu 
habe das Berufungsgericht 
keinerlei Feststellungen getrof-
fen.  
 
Diese Feststellung wäre zudem 
erforderlich gewesen, um die 
Wirksamkeit der Vermieterkün-
digung gegenüber dem Lebens-
partner rechtlich zu prüfen. 
Seien mehrere Personen an 
einem Mietverhältnis beteiligt, 
könne es nur allen Vertrags-
partnern gegenüber gekündigt 
werden (BGH-Urteil vom 
16.3.2005, VIII ZR 14/04). Allein 
aus diesem Grund könne daher 
die nur dem Lebenspartner 

gegenüber erklärte Vermieter-
kündigung unwirksam sein. 
Schließlich habe das Berufungs-
gericht nicht in Betracht gezo-
gen, dass der Lebenspartner 
durch die Untervermietung 
weitere Einkünfte hätte erzielen 
können, die die Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit positiv beein-
flusst hätte. Dies sei insoweit 
aus der Sicht des Berufungsge-
richts konsequent gewesen, weil 
die Untervermietungsanfrage 
erst nach der Kündigung erklärt 
wurde. Der Aspekt hätte aber im 
Nachhinein die Wirksamkeit der 
Kündigung beeinflusst. Die vom 
Lebenspartner angeführten 
Gründe für die erbetene Unter-
vermietung seien als berechtig-
tes Interesse im Sinne von § 553 
Abs. 1 BGB anzuerkennen. Es sei 
grundsätzlich jedes Interesse 
des Mieters von nicht ganz 
unerheblichem Gewicht anzuer-
kennen, das mit der geltenden 
Rechts- und Sozialordnung in 
Einklang stünde (BGHZ 92, 213, 
219, BGH-Urteil vom 
23.11.2005, VIII ZR 4/05, BGH-
Urteil vom 11.6.2014, VIII ZR 
349/13, ZIV 2014, 31). Es sei 
daher anzuerkennen, wenn der 
Mieter zur Gewinnung von 
Einnahmen einen Untermieter 
mit in die Wohnung aufnehmen 
wolle. Diese Motivation sei auch 
den Gesetzgebungsmaterialien 
als achtenswert zu entnehmen.  
 
Da zur endgültigen Entschei-
dung zahlreiche tatsächliche 
Fragen zu klären waren, wurde 
der Rechtsstreit an die Vo-
rinstanz zurück verwiesen, VIII 
ZR 105/17. 
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Schadensersatzforderung setzt keine Nachfrist voraus 
 
Der Vermieter kann nach einem 
aktuellen Urteil des Bundesge-
richtshofs auch dann von sei-
nem Mieter Schadensersatz 
verlangen, wenn er ihm nicht 
zuvor eine Frist zur Mangelbe-
seitigung gesetzt hat, die frucht-
los ablief. Der Vermieter hatte 
die Wohnung mit einigen Schä-
den zurück erhalten und forder-
te Schadensersatz sowie Miet-
ausfall von seinem vormaligen 
Mieter. Dieser wandte ein, 
rechtlich könne es keinen Scha-
densersatz geben, weil ihm nie 
eine Beseitigungsfrist gesetzt 

worden sei. Das sahen die 
Bundesrichter im Urteil vom 
28.2.2018 anders. Nur wenn 
Leistungspflichten nach § 241 
Abs. 1 BGB schlecht oder gar 
nicht erfüllt würden, müsste der 
Gläubiger zuvor vergeblich eine 
Nachfrist gesetzt haben, ehe 
ihm ein Schadensersatzanspruch 
nach § 280 Abs. 1, 3 BGB, § 281 
Abs. 1 BGB erwachse.  
 
Beim Schadensersatz wegen 
Beschädigung der Mietsache – 
gleichviel ob vor oder nach der 
Rückgabe der Mietsache – 

handele es sich demgegenüber 
um eine leistungsbezogene 
Nebenpflicht nach § 241 Abs. 2 
BGB, deren Verletzung bereits 
einen Anspruch des Geschädig-
ten (neben der Leistung) be-
gründe, wenn die Vorausset-
zungen des § 280 Abs. 1 BGB 
vorlägen. Der Vermieter habe 
dann nach § 249 BGB die Wahl, 
ob er vom Mieter Schadenser-
satz in Form einer Reparatur 
(Naturalrestitution) oder sofort 
Schadensersatz in Geld fordere, 
BGH-Urteil vom 28.2.2018, VIII 
ZR 157/17. 

 
 

Vermieter muss nicht ohne weiteres vor dem Grundstück räumen 
 
Dem Bundesgerichtshof wurde 
pünktlich zur Winterzeit einmal 
mehr ein Fall zur Verkehrssiche-
rungspflicht des Vermieters zur 
Entscheidung unterbreitet. Der 
Lebensgefährte der Mieterin 
verließ im Januar 2010 bei 
winterlichen Verhältnissen das 
Haus, ging über einen Fußweg 
zum Bürgersteig und stürzte 
dort über einen kleinen Streifen 
Schnee. Dabei brach er sich den 
Knöchel. Er forderte den Ver-
mieter zur Bezahlung von Scha-
densersatz und Schmerzensgeld 
auf, was dieser ablehnte. Der 
Klage des Geschädigten blieb 
der Erfolg durch alle Instanzen 
versagt.  
 
Besonders an der Fallkonstella-
tion war, dass die Stadt Mün-
chen für den Gehweg den Anlie-
gern keine Winterdienstver-
pflichtung übertragen hatte, 
sondern diese selbst wahrnahm. 
Auch am maßgeblichen Tag 
wurde von der Stadt München 
der Gehweg mehrfach geräumt 

und gestreut. Dies passierte 
indessen nicht über die gesamte 
Gehwegbreite. Es blieb links und 
rechts ein schmaler Streifen 
Schnee liegen, so dass der 
Geschädigte über diesen Strei-
fen Schnee steigen musste, um 
auf den öffentlichen Gehweg zu 
gelangen.  
 
Die Stadt München war dem 
Rechtsstreit auf Seiten des 
Vermieters beigetreten. Der VIII. 
Zivilsenat führte in seinem Urteil 
vom 21.2.2018 aus, dass der 
Vermieter aufgrund des Miet-
vertrages verpflichtet sei, seinen 
Mietern den gefahrlosen Ge-
brauch und damit auch den 
gefahrlosen Zugang zum Miet-
objekt zu ermöglichen. Dabei 
würden bestimmte Personen, 
wozu der Geschädigte als Le-
bensgefährte der Mieterin 
gehörte, in den mietvertragli-
chen Schutzbereich mit einbe-
zogen werden. Der Geschädigte 
sei indessen nicht auf dem 
Mietgrundstück gestürzt, son-

dern auf öffentlichen Grund und 
Boden, für dessen Verkehrssi-
cherung die Stadt München 
zuständig war. Die dem Vermie-
ter obliegende Verkehrssiche-
rungspflicht beschränke sich 
regelmäßig jedoch auf den 
Bereich des vermieteten Grund-
stücks, wenn die Gemeinde 
nicht auch die Winterdienstver-
pflichtung für den vorgelagerten 
Bereich des öffentlichen Geh-
weges übertragen habe. In 
diesem Fall komme eine räumli-
che Ausweitung der Verkehrssi-
cherungspflicht nur unter ganz 
außergewöhnlichen Umständen 
in Betracht, die nicht gegeben 
seien. Es sei dem Geschädigten 
vielmehr zumutbar gewesen, 
mit der gebotenen Vorsicht den 
schmalen, nicht geräumten 
Streifen des Gehwegs zu über-
queren, um zu den von Schnee 
und Eis befreiten Teil des Bür-
gersteigs zu gelangen. Die 
Revision blieb daher erfolglos, 
VIII ZR 255/16. 
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Ausdehnung des Begriffs der gewerblichen Zwischenmiete 
 
Ein Unternehmen in Frankfurt 
am Main mietete in den 1960er 
und 1970er Jahren im großen 
Umfang Wohnungen an, um sie 
als Werksmietwohnungen an 
die eigenen Mitarbeiter weiter 
zu vermieten. Sie wollte damit 
die Arbeitnehmer stärker an das 
Unternehmen binden und sich 
bei der Arbeitnehmerauswahl 
Wettbewerbsvorteile gegenüber 
anderen Unternehmen verschaf-
fen, die hierzu nicht in der Lage 
waren. 
 
Die Vermieterin verkaufte die 
Wohnungen weiter. Die neue 
Vermieterin kündigte dem 
Unternehmen das Mietverhält-
nis einer solchen Werkswoh-
nung und forderte das darin 
wohnende ältere Ehepaar auf, 
die Wohnung zu räumen.  
 
Als diese sich weigerten, klagte 
die neue Eigentümerin auf 
Räumung und Herausgabe und 
verlor den Rechtsstreit durch 

alle Instanzen. Das Berufungsge-
richt führte aus, dass der Ver-
mieterin kein Anspruch auf 
Räumung und Herausgabe 
zustehe. Das Hauptmietverhält-
nis zwischen der neuen Eigen-
tümerin und dem Unternehmen 
sei zwar durch die Kündigung 
beendet worden (§ 580a BGB). 
Die Eigentümerin sei aber in das 
Wohnraummietverhältnis mit 
dem Ehepaar eingetreten (§ 565 
Abs. 1 BGB). Die Vorschrift sei 
nicht unmittelbar anwendbar, 
weil das Unternehmen im Rah-
men der Weitervermietung 
nicht gewerblich gehandelt 
habe. Aufgrund der Interes-
senidentität sei die Vorschrift 
aber entsprechend anwendbar. 
 
Dieser Beurteilung schloss sich 
der BGH im Urteil vom 
17.1.2018 nur im Ergebnis an. 
Werde Wohnraum gewerblich 
einem Dritten zu Wohnzwecken 
weitervermietet, trete der 
Vermieter bei Beendigung des 

Hauptmietverhältnisses in den 
zwischen dem Dritten und den 
Wohnungsmieter abgeschlosse-
nen Mietvertrag ein, § 565 Abs. 
1 BGB. Richtig sei, dass für die 
Annahme der gewerblichen 
Zwischenmiete auf die Absicht 
der Gewinnerzielung grundsätz-
lich abzustellen sei (BGH-Urteil 
vom 20.1.2016, VIII ZR 311/14 – 
ZIV 2016, 6). Indessen genüge es 
für die Annahme einer gewerbli-
chen Zwischenvermietung auch 
bereits, dass der Zwischenmie-
ter mit der Weitervermietung 
eigene wirtschaftliche Zwecke 
verfolge, was der Fall gewesen 
sei. Der Zweck lag in der Arbeit-
nehmerbindung und der Ver-
schaffung von Wettbewerbsvor-
teilen. Auf eine analoge Anwen-
dung der Regelung in § 565 BGB 
müsse mithin nicht zurückgegrif-
fen werden. Die Norm sei un-
mittelbar anwendbar, VIII ZR 
241/16.

 

 
Gewerbemietrecht 
 

Krieselnde Unternehmer parken besser nicht auf dem Firmengrundstück 
 

 
 
Der BGH hat im Urteil einige 
offene Fragen zum Vermieter-
pfandrecht in der Insolvenz des 
Gewerbemieters geklärt, teils 
mit überraschendem Inhalt. 
Vorauszuschicken ist noch, dass 

der Vermieter in der Insolvenz 
seines Mieters grundsätzlich nur 
Insolvenzforderungen erwirbt. 
Er wird also nur mit der allge-
meinen Insolvenzquote befrie-
digt. Die Befriedigung verbessert 
sich, wenn er vom Mieter Si-
cherheiten bekommen hat. Eine 
solche Sicherheit kann das 
Vermieterpfandrecht sein. Diese 
Sicherheiten werden dann vom 
Insolvenzverwalter verwertet 
und der Vermieter bekommt als 
Gläubiger aus dieser Verwer-
tung eine „abgesonderte Befrie-

digung“. Insoweit muss er sich 
grundsätzlich nur den Abzug 
eines pauschalen Feststellungs- 
und Verwertungserlöses gefal-
len lassen, mit dem der Insol-
venzverwalter entlohnt wird.  
 
Im zugrunde liegenden Fall 
wurde das Insolvenzverfahren 
über das Vermögen eines Un-
ternehmens des Rollladen- und 
Markisenbaus (eine GmbH) in 
Duisburg eröffnet. Der Insol-
venzverwalter kündigte das 
Mietverhältnis zum 31.7.2013.
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Neben anderen Gläubigern 
standen allein der Vermieterin 
zum Kündigungsstichtag offene 
Mietzinsforderungen von knapp 
14.000 € zu.  
 
Der Insolvenzverwalter verkauf-
te die auf dem Betriebsgrund-
stück vorgefundene Gegenstän-
de freihändig und erzielte dabei 
einen Erlös von rund 13.500 €. 
Zu den verwerteten Gegenstän-
den gehörten zwei LKW und ein 
Anhänger. Die Vermieterin 
verlangte aus den Gegenstän-
den eine abgesonderte Befriedi-
gung und berief sich dabei auf 
das Vermieterpfandrecht. Teil-
weise entsprach der Insolvenz-
verwalter dem Begehren. Restli-
che gut 8.000 € über die man 
keine Einigung erzielen konnte, 
wurden schließlich eingeklagt. 
Das Landgericht verurteilte den 
Insolvenzverwalter zur Bezah-
lung weiterer gut 5.000 €. Ge-
gen das Urteil legten beide 
Parteien Berufung zum OLG 
Düsseldorf ein. Die Vermieterin 
konnte sich um weitere gut 
1.000 € durchsetzen. Das Beru-
fungsgericht führte aus, dass die 
LKW und der Anhänger dem 
Vermieterpfandrecht unterfie-
len und die Vermieterin daher 
Anspruch auf abgesonderte 
Befriedigung habe. Das Ver-
mieterpfandrecht bestünde an 
den Fahrzeugen auch dann fort, 
wenn sie z.B. für Auslieferungen 
vorübergehend vom Grundstück 
entfernt waren. Einzig sei die 
Klageforderung nicht ganz 
zutreffend berechnet, so dass 
der Klage der Vermieterin nicht 
in vollem Umfang stattgegeben 
werden konnte. Das Berufungs-
gericht lies die Revision zum 
BGH zu. Beide Streitparteien 
nutzten die Möglichkeit. 
Der BGH führte im Urteil vom 
6.12.2017 aus, dass sowohl die 

Revision des Insolvenzverwal-
ters als auch die Anschlussrevi-
sion der Vermieterin begründet 
seien. Der Rechtsstreit wurde 
zur weiteren Sachaufklärung an 
das Berufungsgericht zurück 
verwiesen. 
 
Das Berufungsgericht sei zutref-
fend davon ausgegangen, dass 
ein bestehendes Vermieter-
pfandrecht in der Insolvenz des 
Mieters zur abgesonderten 
Befriedigung aus den Pfandge-
genständen berechtigte, § 50 
Abs. 1 InsO. Der Insolvenzver-
walter habe danach dem Ver-
mieter aus den Erlös abzüglich 
der Feststellungs- und Verwer-
tungskosten zu befriedigen, 
§ 170 Abs. 1 InsO. 
 
Der Berufungsgericht sei weiter 
zutreffend davon ausgegangen, 
dass die Vermieterin aufgrund 
des bestehenden Mietverhält-
nisses Inhaberin eines Ver-
mieterpfandrechts an den 
eingebrachten Sachen der 
Mieterin war, § 562 Abs. 1 BGB. 
Dem stünde nicht entgegen, 
dass sich das Vermieterpfand-
recht gemäß § 562 Abs. 1 Satz 2 
BGB nicht auf Sachen erstrecke, 
die der Pfändung nicht unterlä-
gen. Der Pfändung nicht unter-
worfen seien bei Personen, die 
zur Fortsetzung der Erwerbstä-
tigkeit erforderlichen Gegen-
stände (§ 811 Abs. 1 Nr. 5 ZPO). 
Dieser Pfändungsschutz beziehe 
sich jedoch grundsätzlich nur 
auf persönlich zu erbringender 
Arbeitsleistungen, nicht hinge-
gen auf den durch eine Kapital-
gesellschaft erzielten Gewinn. 
Zwar werde die Auffassung 
vertreten, § 811 Abs. 1 Nr. 5 
ZPO finde ausnahmsweise auch 
bei einer GmbH Anwendung, 
wenn deren Gesellschafterge-
schäftsführer den eigenen 

Unterhalt überwiegend aus 
eigener Arbeit für die GmbH 
beziehe. Diese Rechtsfrage 
könne aber dahin stehen, weil 
insoweit keine Feststellungen 
getroffen worden seien. 
 
Zu den Gegenständen, die dem 
Vermieterpfandrecht unterlä-
gen, gehörten auch die auf dem 
Mietgrundstück abgestellten 
Fahrzeuge. Unzutreffend sei die 
Auffassung des Berufungsge-
richts, wonach eine vorüberge-
hende Entfernung der Fahrzeu-
ge zu keinem Erlöschen des 
Vermieterpfandrechts führen 
könnte. Nach § 562a Satz 1 BGB 
erlösche das Pfandrecht des 
Vermieters grundsätzlich mit 
Entfernung der Sachen vom 
Grundstück, es sei denn, die 
Entfernung erfolgte ohne Wis-
sen des Vermieters oder unter 
dessen Widerspruch. Der Ver-
mieter könne indessen nicht 
widersprechen, wenn die Ent-
fernung den gewöhnlichen 
Lebensverhältnissen (bzw.: 
Betriebsverhältnissen) entsprä-
che oder wenn die verbliebenen 
Gegenstände zur Sicherung des 
Vermieters offenbar genügten. 
Sollten sonach die Fahrzeuge 
zurzeit der Insolvenzeröffnung 
betrieblich genutzt worden sein, 
hätte der Insolvenzverwalter der 
Entfernung nicht widersprechen 
können. 
 
Die vor der Insolvenzeröffnung 
entstandenen Mietzinsforde-
rungen seien daher nur dann 
durch das Vermieterpfandrecht 
geschützt, wenn die Fahrzeuge 
am 10.4.2013 um 13 Uhr 20 auf 
dem Betriebsgrundstück stan-
den. Dies war der Zeitpunkt, den 
das Amtsgericht für die Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens 
bestimmt hatte. Wären die 
Fahrzeuge, etwa im Rahmen
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einer Dienstfahrt, zu diesem 
Zeitpunkt nicht auf dem Grund-
stück abgestellt gewesen und 
erst nach der Insolvenzeröff-
nung dort wieder eingeparkt 
worden, führte dies nur zu einer 
Sicherung der Mietzinsen, die 
nach der Insolvenzeröffnung 
entstanden seien. Die Mietzins-
forderungen vor der Insol-
venzeröffnung wären dann nicht 
gesichert, sondern blieben 
einfache, quotal zu befriedigen-
de Insolvenzforderungen. Da es 
zum Verbleib der Fahrzeuge 
zurzeit der Insolvenzeröffnung 
keine Feststellungen des Beru-
fungsgerichts gab, wurde der 
Rechtsstreit zurückverwiesen. 
 
Für die weitere Verhandlung gab 
der XII. Zivilsenat den Richtern 

aus dem Rheinland noch ein 
paar Hinweise mit. So stünde 
auch die Prüfung offen, ob die 
eingeklagten Mietzinsforderun-
gen aus der Zeit vor der Insol-
venzeröffnung entstanden seien 
oder (§ 55 Abs. 2 InsO) oder in 
der Zeit nach der Insolvenzer-
öffnung aufgrund der Erfül-
lungswahl durch den Insolvenz-
verwalter entstanden seien (§§ 
55 Abs. 2, 103 Abs. 1, 108 Abs. 1 
InsO). Denn die letztgenannten 
Forderungen seien unabhängig 
von der Absicherung durch ein 
Vermieterpfandrecht als sog. 
Masseschuld jedenfalls vom 
Insolvenzverwalter zu bezahlen. 
 
Soweit die Forderungen vor der 
Insolvenzeröffnung entstanden 
seien, wäre darüber hinaus zu 

prüfen, ob diese aus einer Zeit 
herrührten, die weiter als 12 
Monate vor der Insolvenzeröff-
nung lägen. Bei noch älteren 
Forderungen könnte das gesetz-
liche Pfandrecht im Insolvenz-
verfahren nicht berücksichtigt 
werden, § 50 Abs. 2 InsO. 
 
Schließlich sei die Abrechnung 
zur abgesonderten Befriedigung 
möglicherweise zu korrigieren. 
Die Feststellungs- und Verwer-
tungskosten seien bisher von 
der erhobenen Mietzinsforde-
rung in Abzug gebracht worden. 
Das sei unzutreffend, wenn der 
Verwertungserlös es gestattete, 
diese Kosten auch tilgen. Dann 
gebühre der Vermieterin inso-
weit die volle Mietzinsforderung 
(XII ZR 95/16). 

 
 
 

WEG-Recht 
 

Verwalter haftet für unterlassene Forderungsanmeldung bei Zwangsversteigerung 
 

 
 
Der vom BGH zu entscheidende 
Rechtsstreit nahm seinen Be-
ginn im Gerichtssprengel des 
Amtsgerichts Leipzigs. Im No-
vember 2007 wurden zwei 
Wohneinheiten einer werden-
den Wohnungseigentümerge-
meinschaft im Rahmen eines 
von dritter Seite betriebenen 
Zwangsversteigerungsverfah-
rens beschlagnahmt. Im Rah-
men der ordentlichen Eigentü-
merversammlung informierte 
die WEG-Verwalterin über den 

Stand des Zwangsversteige-
rungsverfahrens. Dabei wurde 
auch darüber informiert, dass 
die Wohnungseigentümerge-
meinschaft zur Durchsetzung 
der Hausgeldforderungen ihre 
Ansprüche anmelden müsse. Ein 
Beschluss wurde nicht gefasst, 
eine Anmeldung wurde nicht 
durchgeführt.  
 
Die Wohnungseigentümerge-
meinschaft verlangte später 
vergeblich Schadensersatz von 
der Verwalterin, weil sie an der 
Verteilung des Versteigerungs-
erlöses nicht teilnahm. Die Klage 
vor dem Amtsgericht Leipzig 
hatte Erfolg. Die Verwalterin 
wurde verurteilt, knapp 8.000 € 
für die Jahre offener Hausgeld-
zahlungen 2006 und 2007 zu 

bezahlen. Hinsichtlich des Jahres 
2005 wurde die Klage abgewie-
sen. Die Berufung hiergegen 
hatte keinen Erfolg. Mit zugelas-
sener Revision wurde nun der 
Sachverhalt den fünf Karlsruher 
Bundesrichtern zur Entschei-
dung unterbreitet. 
 
Der Bundesgerichtshof führte im 
Urteil vom 8.12.2017 aus, dass 
vorbehaltlich der Überprüfung 
einiger tatsächlicher Angaben 
eine Haftung der Verwalterin 
nach § 280 Abs. 1 BGB in Be-
tracht käme. Werde die 
Zwangsversteigerung durch 
einen Dritten betrieben, sei der 
WEG-Verwalter verpflichtet, 
rückständige Hausgeldansprü-
che anzumelden. Dies ergäbe 
sich aus § 27 Abs. 1 Nr. 4 WEG, 
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wonach der Verwalter verpflich-
tet sei, Lasten –und Kostenbei-
träge anzufordern. Diese Pflicht 
umfasse auch die Anmeldung 
bevorrechtigter Forderungen im 
Zwangsversteigerungsverfahren. 
Die Anmeldung sei in § 45 Abs. 3 
ZVG vom Gesetzgeber bewusst 
einfach ausgestaltet worden, 
um die Rechtsverfolgung zu 
erleichtern; so bedürfe es keines 
Titels. Vielmehr müsse die 
Forderung nur glaubhaft ge-
macht werden. Es fielen weder 
Gebühren noch Vorschüsse an. 
 
Beachtlich an dieser Stelle war 
die Darstellung des Bundesge-
richtshofs, dass der Verwalter 
für die Einleitung eines 
Zwangsversteigerungsverfah-
rens (§ 15 ZVG) oder einen 
Beitritt (§ 27 ZVG) wegen der 
damit entstehenden Gebühren-
last für Gerichtsgebühren und 
ggf. Sachverständigenkosten – 
vorbehaltlich einer anders 
lautenden vertraglichen Abrede 
– nicht eigenmächtig stellen 

dürfe. Vielmehr habe er die 
Eigentümer über die Möglich-
keiten zu informieren und einen 
Beschluss zur weiteren Vorge-
hensweise einzuholen.  
 
In Ansehung dieser Erfordernis-
se habe die Verwalterin ihre 
vertraglichen Verpflichtungen 
verletzt. Hinsichtlich der Haus-
geldrückstände aus dem Jahre 
2005 sei eine Haftung ohne 
weitere Sachaufklärung indes-
sen nicht erkennbar. Zurzeit der 
unterlassenen Anmeldung war 
rechtlich umstritten, ob der 
Eigentümer für rückständiges 
Hausgeld des werdenden Woh-
nungseigentümers haftet oder 
nicht. Darauf könne es maßgeb-
lich nicht ankommen. Da die 
Anmeldung einfach sei und 
keine Kosten verursache, hätte 
sich die Verwalterin auch in 
Ansehung der unklaren Rechts-
lage für eine Anmeldung ent-
scheiden müssen. Ob hierdurch 
ein Schaden entstanden sei, 
beurteile sich jedoch nach 

aktuellem Rechtsverständnis. 
Nach aktuellem Rechtsver-
ständnis hafte der als Eigentü-
mer eingetragene Bauträger 
nicht für Hausgeldrückstände 
des werdenden Wohnungsei-
gentümers. Indessen sei vorlie-
gend gar nicht bekannt, ob es 
einen werdenden Eigentümer 
2005 schon gab oder der Bau-
träger noch zahlungspflichtiger 
Eigentümer war. Sollte dies der 
Fall gewesen sein, hafte die 
Verwalterin für den Forderungs-
ausfall. Der Rechtsstreit wurde 
daher zum Landgericht Dresden 
zurück verwiesen. Dort ist nun 
klären, ob 2005 die Wohnung 
dem Käufer bereits übergeben 
worden war. Sollte dies nicht 
der Fall sein, wäre der Bauträger 
alleinig der Hausgeldschuldner 
gewesen und in dessen 
Zwangsversteigerung hätte die 
Verwalterin zur Abwendung 
einer Eigenhaftung die Haus-
geldrückstände anmelden 
müssen, V ZR 82/17. 

 
 

Zuständigkeitsverteilung in der WEG 
 
Die Zuständigkeitsverteilung in 
der WEG ist seit der Normierung 
der Teilrechtsfähigkeit Dauer-
brenner in den Gerichtsent-
scheidungen. Ist der teilrechts-
fähige Verband ausschließlich 
zuständig (geborene Zuständig-
keit) oder ist er es erst nach 
Beschlussfassung (gekorene 
Zuständigkeit) oder ist er gar 
nicht zuständig? Das sind die 
Fragen, die bei jeder Entschei-
dung der Wohnungseigentümer 
vorab zu beantworten sind. 
 
Das BGH-Urteil vom 13.10.2017 
bildet einen weiteren Baustein 
in der Kette der Abgrenzung der 
Zuständigkeiten. In der Woh-

nungseigentümergemeinschaft 
im Gerichtssprengel des Amts-
gerichts Nürnberg gab es zu-
nächst einen relevanten Vorpro-
zess, in dem festgestellt wurde, 
dass ein in der Gemeinschafts-
ordnung vorgesehener Kosten-
verteilungsschlüssel nichtig ist. 
Einzelne Eigentümer der WEG 
erkannten daher den Nachbes-
serungsbedarf und ließen eine 
Änderung zur Gemeinschafts-
ordnung entwerfen und notari-
ell beurkunden. Die Änderungs-
regelung umfasste indessen 
nicht nur den nichtigen Teil, 
sondern auch weitere Regelun-
gen, die für sinnvoll erachtet 
wurden, so etwa zu Sondernut-

zungsrechten und Instandhal-
tungspflichten. Diese Urkunde 
wurde den übrigen Miteigentü-
mern mit der Aufforderung zur 
Kenntnis gegeben, den Ände-
rungen in notarieller Form 
zuzustimmen. Mit einer Aus-
nahme stimmten alle übrigen 
Eigentümer den Änderungen zu.  
 
Bei einer nachfolgenden Eigen-
tümerversammlung wurde 
sodann beschlossen, die fehlen-
de Genehmigung des einzeln 
verbliebenen Eigentümers 
notfalls gerichtlich durchzuset-
zen. Der Eigentümer, der den 
Änderungen nicht zugestimmt 
hatte, focht den Beschluss an. 
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Das Amtsgericht Nürnberg wies 
die Klage ab. Auf die Berufung 
wurde der Beschluss für nichtig 
erklärt. Die Revision der übrigen 
Wohnungseigentümer hatte 
keinen Erfolg.  
 
Der BGH führte in seinen Ur-
teilsgründen aus, dass nach § 23 
Abs. 1 WEG, die Wohnungsei-
gentümergemeinschaft nur 
solche Angelegenheiten durch 
eine Beschlussfassung ordnen 
könnte, für die eine Beschluss-
kompetenz durch das WEG oder 
die Gemeinschaftsordnung 
geschaffen sei. Als Kompetenz-
grundlage für den angefochte-
nen Beschluss komme nur § 10 
Abs. 6 Satz 3 WEG in Betracht. 
Danach übt die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft die gemein-
schaftsbezogenen Rechte der 

Wohnungseigentümer aus und 
nimmt die gemeinschaftsbezo-
genen Pflichten der Wohnungs-
eigentümer wahr. Das gleiche 
gilt für sonstige Rechte und 
Pflichten der Wohnungseigen-
tümer, soweit diese gemein-
schaftlich geltend gemacht 
werden könnten oder zu erfül-
len sind. Diese Regelung beziehe 
sich nur auf Rechte und Pflich-
ten aus der Verwaltung des 
Gemeinschaftseigentums, nicht 
aber auf das Sondereigentum 
der einzelnen Wohnungseigen-
tümer oder deren individuellen 
Mitgliedschaftsrechte. 
 
Die Regelung in § 10 Abs. 2 Satz 
3 WEG schaffe dem einzelnen 
Wohnungseigentümer einen 
Anspruch auf „Änderung der 
Grundlagenvereinbarung“ der 

Wohnungseigentümergemein-
schaft. Für diesen Anspruch 
könne keine Ausübungsbefugnis 
des Verbandes begründet wer-
den. Die Regelung in § 10 Abs. 2 
Satz 3 WEG beträfe den Kernbe-
reich der Mitgliedschaftsrechte 
der Wohnungseigentümer, der 
einer Vergemeinschaftung von 
vorneherein entzogen sei. 
Könnten die Wohnungseigen-
tümer die Ausübungsbefugnis 
dem Verband übertragen, hätte 
dies zur Folge, dass der einzelne 
Miteigentümer seinen Anspruch 
nicht mehr selbst geltend ma-
chen könnte. Dies sei mit der 
Zuweisung zum Kernbereich 
nicht zu vereinbaren. In der 
Folge könnte der Anspruch nur 
von den einzelnen Eigentümern 
außergerichtlich und gerichtlich 
verfolgt werden (V ZR 305/16).

 
 

Subsidiaritätsregelung zur Instandsetzung in Mehrhausanlagen ist wirksam 
 
Die Gemeinschaftsordnung der 
Mehrausanlage in Hamburg sah 
eine weit verbreitete Regelung 
vor, wonach die einzelnen 
Häuser - soweit möglich - wirt-
schaftlich und verwaltungsorga-
nisatorisch so behandelt werden 
sollten, als wären sie eigenstän-
dige Wohnungseigentümerge-
meinschaften. Die Unterge-
meinschaften sollten auch 
sämtliche Entscheidungen, die 
ausschließlich ihre Gebäude 
bzw. die Garagen betrafen, 
allein unter Ausschluss der 
übrigen Eigentümer treffen 
können. Es gab insgesamt drei 
Untergemeinschaften.  
 
Die Untergemeinschaft „A“ 
beschloss am 13.12.2012, dass 
der Putz an der Außenfassade 
instand gesetzt werden soll. Die 
Kosten sollten sich auf rund 
4.300 € belaufen und über die 

Rücklage finanziert werden. 
Auch in Untergemeinschaft „B“ 
wurde an diesem Tag eine 
Instandsetzungsmaßnahme 
über 2.000 € beschlossen, die 
dem laufenden Verwaltungs-
konto entnommen werden 
sollte.  
 
Ein Eigentümer focht die gefass-
ten Beschlüsse an. Das Amtsge-
richt wies die Klage ab. Die 
Berufung hiergegen hatte kei-
nen Erfolg. Das Berufungsgericht 
ließ die Revision zum BGH zu; 
die Zulassung war jedoch be-
schränkt auf die Rechtsfrage, ob 
die Untergemeinschaften die 
Beschlusskompetenz für die 
gefassten Instandsetzungsbe-
schlüsse besitzen. 
 
Im Urteil vom 10.11.2017 führte 
der BGH aus, dass die Revision 
zulässig, aber unbegründet sei. 

Es sei unerheblich, dass der 
Kläger nicht den Untergemein-
schaften „A“ oder „B“ angehöre. 
Er sei jedenfalls insoweit an-
fechtungsbefugt, als er mit der 
Anfechtung geltend mache, dass 
den Untergemeinschaften die 
Beschlusskompetenz fehle, weil 
sie eine Mithaftung aller Woh-
nungseigentümer für die zu 
vergebenden Instandsetzungs-
aufträge begründeten. Zutref-
fend sei es auch, die Beschluss-
mängelklage in Übereinstim-
mung mit § 46 Abs. 1 WEG 
gegen alle Wohnungseigentü-
mer und nicht nur gegen die 
Wohnungseigentümer der 
jeweiligen Untergemeinschaft 
zu richten.  
 
Die Subsidiaritätsregelung in der 
Gemeinschaftsordnung sei 
wirksam. Die Wohnungseigen-
tümer dürften nach § 10 Abs. 2 
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Satz 2 WEG von den Vorschrif-
ten des WEG abweichende 
Regelungen in der Gemein-
schaftsordnung vorsehen. Der 
BGH habe auch bereits ent-
schieden, dass die Wohnungsei-
gentümer Untergemeinschaften 
mit eigener Verwaltungszustän-
digkeit und selbständiger Be-
schlussfassungskompetenz 
errichten dürften (BGH-Urteil 
vom 20.7.2012, V ZR 231/11).  
 
Eine Beschlussfassung der 
Untergemeinschaft, bestimmte 
Instandsetzungsaufträge zu 
vergeben, hätte nicht zur Folge, 
dass die Untergemeinschaft den 
Auftrag auslösen könne, weil 
diese nicht rechtsfähig sei. 
Vertragspartner werde daher 
die Gesamtgemeinschaft, § 10 
Abs. 6 Satz 1 WEG. Deren Ver-
pflichtung habe nach § 10 Abs. 8 
WEG zur Folge, dass im Außen-
verhältnis alle Wohnungseigen-

tümer und nicht nur die Woh-
nungseigentümer der jeweiligen 
Untergemeinschaft dem Gläubi-
ger im Verhältnis ihrer Miteigen-
tumsanteile hafteten. Diese 
Haftung könne auch nicht durch 
eine Regelung in der Gemein-
schaftsordnung beschränkt 
werden. 
 
Diese anteilige Außenhaftung 
sei aber nur mit einem geringen 
wirtschaftlichen Risiko der 
übrigen Wohnungseigentümer 
verbunden. Die Regelung schaf-
fe einen erheblichen Autono-
miegewinn und sei zudem nur 
zulässig, wenn in Abweichung 
von § 16 Abs. 2 WEG zugleich in 
der Gemeinschaftsordnung 
bestimmt sei, dass die durch die 
Instandsetzung verursachten 
Kosten im Innenverhältnis allein 
von den Mitgliedern der jeweili-
gen Untergemeinschaft zu 
tragen seien. Zudem entspräche 

die Erteilung von Aufträgen zur 
Instandsetzung oder Sanierung 
nur dann den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Verwaltung, 
wenn die Aufbringung der Mittel 
gesichert sei (BGH-Urteil vom 
17.10.2014, V ZR 9/14 – ZIV 
2014, 60). Dies habe vorliegend 
zur Folge, dass in Beschlüssen 
der jeweiligen Untergemein-
schaft über kostenauslösende 
Maßnahmen eine Finanzierung 
vorgesehen werden müsse. 
Zudem habe der BGH bereits 
entschieden, dass in dieser 
Konstellation die Untergemein-
schaften verpflichtet seien, 
eigene Instandhaltungsrückla-
gen zu bilden (BGH-Urteil vom 
17.4.2015, V ZR 12/14 – ZIV 
2015, 34). Der angefochtene 
Beschluss und die Entscheidun-
gen der Vorinstanzen hielten 
daher den Angriffen der Revisi-
on stand, V ZR 184/16. 

 
 

WEG-Abrechnung auch einmal erleichtert 
 
Erfreulicherweise hat der BGH 
auch einmal ein paar umstritte-
nen Anforderungen an die WEG 
– Abrechnung im Urteil vom 
27.10.2017 eine Absage erteilt. 
 
Der Kläger focht den Abrech-
nungsbeschluss an, weil zwei 
vom Verwalter angekündigte 
Anlagen zur Hausgeldabrech-
nung nicht vorlagen. Zum einen 
fehlte die „Übersicht über die 
Abrechnungsergebnisse aller 
Wohnungen“ und zum anderen 
fehlte die Aufstellung „Ausweis 
der Rückstände“. Das Amtsge-
richt Schwerte wies die Anfech-
tungslage ab. Auf die Berufung 
zum Landgericht Dortmund 
wurde die Abrechnung für 
unwirksam erklärt.  
 

Der Bundesgerichtshof hob das 
Berufungsurteil auf und verwies 
den Rechtsstreit mit Urteil vom 
27.10.2017 wieder zurück. Die 
Aufhebung begründete er 
damit, dass das Berufungsge-
richt die Anforderungen an eine 
gesetzliche Abrechnung über-
spannt habe. Eine Übersicht 
über die Abrechnungsergebnis-
se aller Wohnungen sei nicht 
notwendiger Bestandteil der 
Jahresabrechnung im Sinne von 
§ 28 Abs. 3 WEG.  
 
Es sei nicht Aufgabe der Jahres-
abrechnung aufzuzeigen, ob die 
in dem Abrechnungsjahr ent-
standenen Kosten durch die 
laufenden Hausgeldzahlungen 
gedeckt würden; ein Vermö-
gensstatus sei weder Gegen-

stand der Jahresabrechnung 
noch des Genehmigungsbe-
schlusses (BGH-Urteil vom 
11.10.2013, V ZR 281/12 – ZIV 
2013, 85). Eine Jahresabrech-
nung müsse zwar die Entwick-
lung der Instandhaltungsrückla-
ge darrstellen (BGH-Urteil vom 
4.12.2009, V ZR 44/09 – ZIV 
2010, 8). Dieser Grundsatz sei 
aber nicht auf die Hausgeldrück-
stände zu übertragen.  
 
Schließlich bedürfe es auch 
keiner Übersicht, die die Ab-
rechnungsergebnisse für alle 
Wohnungen ausweise. Auch sie 
sei nicht notwendiger Bestand-
teil der Abrechnung. Der Infor-
mationswert falle eher gering 
aus.  
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Unbeachtlich sei auch, dass der 
Verwalter die Übersendung der 
Übersichten freiwillig über-
nommen habe. Hierdurch än-
derten sich nicht die Anforde-
rungen an die Richtigkeit oder 

den Inhalt der Hausgeldabrech-
nung. Da das Berufungsgericht – 
von dessen Rechtsstandpunkt 
aus folgerichtig – weitere, in der 
Beschlussmängelklage geltend 
gemachten Anfechtungsgründe 

nicht geprüft hatte – konnte der 
BGH nicht abschließend ent-
scheiden, sondern musste den 
Rechtsstreit zurück verweisen (V 
ZR 189/16). 

 
 

Veranstaltungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

37. Mietrechtstage in Berchtesgaden 

Kostenverteilung im Mietrecht 

Zeit: 25. bis 27. April 2018 
Ort: Berchtesgaden 
www.der-eid.de (Der Veranstaltungsträger ist der umbenannte EswiD) 
Moderation: Prof. Dr. Stefan Hügel, Rechtsanwalt und Notar, Weimar 
 
 

Vorträge im Überblick: 
Begrüßung 
Hans Christian Biallas, Präsident des eid 
und Franz Xaver Rasp, 1. Bürgermeister von Berchtesgaden 
 
Kosten im Mietrecht 
Dr. Beate Flatow, Vizepräsidentin des AG Kiel 
 
Die Kostenumlage 
Prof. Dr. Friedemann Sternel, Vorsitzender Richter am LG Hamburg a. D. 
 
Anforderungen an eine wirksame Betriebskostenabrechnung 
Jost Emmerich, Richter am OLG München 
 
Prüfung der Betriebskostenabrechung 
Prof. Dr. Markus Artz, Universität Bielefeld 
 
Abrechnung nach Wirtschaftseinheiten 
Carsten Ludley, Rechtsanwalt, Leipzig 
 
Kostenverteilung im preisgebundenen Wohnraum 
Jörg Grützmacher, Rechtsanwalt, Berlin 
 
Kostenverteilung in der Geschäftsraummiete 
Dr. Ira Hörndler, Rechtsanwältin, Nürnberg 
 

Kostenverteilung im vermieteten Wohnungseigentum 
Prof. Dr. Florian Jacoby, Universität Bielefeld 
 
Die aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Mietrecht 
Prof. Dr. Martin Häublein, Universität Innsbruck 
 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.der-eid.de/
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Verbraucherpreisindex (VPI) 
 

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013 
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ände-
rung des Basisjahres findet alle 5 
Jahre statt. Das statistische 
Bundesamt überarbeitet dabei 
auch die statistischen Werte der 
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird 
dies vor allem aufgrund eines 
nachträglich ermittelten, geän-
derten Verbraucherverhaltens. 
Vorstehende Darstellungen 
beziehen sich auf Verträge mit 
Indexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 
kann die Ermittlung der Ände-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien es in der Vergan-
genheit versäumt haben, eine 
Anpassung durchzuführen oder 
ein anderer Index verwandt 
wurde.  Das Statistische Bun-
desamt bietet unter dem fol-
genden Link einen Onlinerech-
ner zur Berechnung von Schwel-
lenwerten und Veränderungsra-
ten von Wertsicherungsklauseln, 
die auf Verbrauchpreisindizes 
basieren.  

Hinsichtlich des vormals vom 
Bundesamt für Statistik ermit-
telten Index für die Lebenshal-
tung eines 4-Personen-
Arbeitnehmer-Haushalts wird 
auf die Umrechnungsmöglich-
keit gemäß BGH-Urteil vom 
4.3.2009 (XII ZR 141/07), ZIV 
2009, 47 verwiesen.  
Soweit der Vertrag noch älter ist 
und/oder andere Indizes ver-
wendet wurden, berechnet das 
Statistische Bundesamt gegen 
eine Entgelt von 30 € auch diese 
Teuerungsrate. 

 
Basis: 2010 

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Januar 99,0 100,7 102,8 104,5 105,9 105,5 106,1 108,1 109,8       

Februar 99,4 101,3 103,5 105,1 106,4 106,5 106,5 108,8        

März 99,9 101,9 104,1 105,6 106,7 107,0 107,3 109,0        

April 100,0 101,9 103,9 105,1 106,5 107,0 106,9 109,0        

Mai 99,9 101,9 103,9 105,5 106,4 107,1 107,2 108,8        

Juni 99,9 102,0 103,7 105,6 106,7 107,0 107,3 109,0        

Juli 100,1 102,2 104,1 106,1 107,0 107,2 107,6 109,4        

Kostenverteilung im Mietrecht 

Die Abrechnung der Kaution in der Wohn- und Geschäftsraummiete 
Dr. Werner Hinz, Vorsitzender Richter am LG Itzehoe 
 
Mietpreisbremse aktuell 
Hubert Fleindl, Vorsitzender Richter am LG München I 
 
Praxisprobleme bei der Heizkostenabrechnung 
Michael Luhmann, Rechtsanwalt, Mannheim und Dr. Beate Flatow, Vizepräsiedentin des AG Kiel 
 
Zahlungsverrechnung bei Mietminderung und Zurückbehaltung 
Jost Emmerich, Richter am OLG München 
und Dr. Jutta Hartmann, Rechtsanwältin, Deutscher Mieterbund, Berlin 
 
Gebundenes Asbest in Räumen 
Carsten Ludley, Rechtsanwalt, Leipzig und Dipl.-Ing. (Arch.) Frederik R. Ruhrort, VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf 

 

  

 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html
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August 100,2 102,3 104,5 106,1 107,0 107,2 107,6 109,5        

September 100,1 102,5 104,6 106,1 107,0 107,0 107,7 109,6        

Oktober 100,2 102,5 104,6 105,9 106,7 107,0 107,9 109,6        

November 100,3 102,7 104,7 106,1 106,7 107,1 108,0 109,9        

Dezember 100,9 102,9 105,0 106,5 106,7 107,0 108,8 110,6        

 
 
 

Verzugszinssätze 
 

Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines 
Anspruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 
Mahnung gleichgestellt sind die 
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB). 
Einer Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 
nach dem Kalender bestimmt 
ist, die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknüpft, der 
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Gründe 
den sofortigen Eintritt des Ver-
zugs rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).  
Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spätestens 30 Tage nach 
Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung ein; dies gilt gegen-

über einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, allerdings nur, 
wenn hierauf in der Rechnung 
besonders   hingewiesen wurde, 
(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).  
Im Streitfall muss allerdings der 
Gläubiger den Zugang der Rech-
nung (nötigenfalls auch den 
darauf enthaltenen Verbrau-
cherhinweis) bzw. den Zugang 
der Mahnung beweisen.  
 
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz beträgt für das Jahr fünf 
Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbrau-
cher nicht beteiligt sind, neun 
Prozentpunkte (nur bei Ent-
gelten) über dem Basiszinssatz 
(§ 288 Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 

BGB). Diese Regelung gilt erst 
seit 29.7.2014. Davor belief sich 
dieser Zinssatz auf 8 %, Art. 229 
§ 34 EGBGB. Nähere Informati-
onen hierzu erhalten Sie auch in 
der ZIV 2014, S. 51. 
Der Basiszinssatz verändert sich 
zum 1. Januar und 1. Juli eines 
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Verände-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
größe ist der Zinssatz für die 
jüngste Hauptrefinanzierungs-
operation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden 
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 
BGB). 

 
Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

 
Zeitraum  Basis-

zinssatz 
% 

Verzugs-
zinssatz % 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung % 

Zeitraum Basis-
zinssatz 
% 

Ver-
zugs-
zinssatz 
% 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung 
% 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 1.7. bis 28.07.2014* -0,73 4,27 7,27 
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1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 29.7. bis 31.12.2014* -0,73 4,27 8,27 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.1. bis 30.6.2016 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2016 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 1.1. bis 30.6.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 1.1. bis 30.6.2018 -0,88 4,12 8,12 

* Zur  Änderung siehe Text  oben. 
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